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Resolution 1911 (2010) 
vom 28. Januar 2010 

 Der Sicherheitsrat, 

 unter Hinweis auf seine früheren Resolutionen, insbesondere die Resolutionen 1880 
(2009) vom 30. Juli 2009 und 1893 (2009) vom 29. Oktober 2009, und die Erklärungen 
seines Präsidenten betreffend die Situation in Côte d’Ivoire sowie die Resolution 1885 
(2009) vom 15. September 2009 über die Situation in Liberia, 

 in Bekräftigung seines nachdrücklichen Bekenntnisses zur Souveränität, Unabhän-
gigkeit, territorialen Unversehrtheit und Einheit Côte d’Ivoires und unter Hinweis auf die 
Wichtigkeit der Grundsätze der guten Nachbarschaft, der Nichteinmischung und der regio-
nalen Zusammenarbeit, 

 daran erinnernd, dass er das am 4. März 2007 von Präsident Laurent Gbagbo und 
Herrn Guillaume Soro in Ouagadougou unterzeichnete Abkommen („Politisches Abkom-
men von Ouagadougou“)269 gebilligt und die vier nachfolgenden Zusatzabkommen begrüßt 
hat, 

 erneut vor allem daran erinnernd, dass er in seiner Resolution 1721 (2006) vom 
1. November 2006 namentlich den Beschluss des Friedens- und Sicherheitsrats der Afrika-
nischen Union über das Mandat des Staatsoberhaupts279 billigte, und ferner daran erin-
nernd, dass er in der Erklärung seiner Präsidentin vom 28. März 2007280 das Politische 
Abkommen von Ouagadougou billigte, einschließlich des Kapitels V über den institutio-
nellen Rahmen für die Durchführung, und dass dieses Abkommen einen Zehnmonatszeit-
raum für die Abhaltung der Präsidentschaftswahlen vorsah, 

 mit dem erneuten Ausdruck seines Dankes an den Präsidenten Burkina Fasos, Blaise 
Compaoré („der Moderator“), für dessen fortgesetzte Bemühungen zur Unterstützung des 
Friedensprozesses in Côte d‘Ivoire, insbesondere im Rahmen der Mechanismen für die 
Weiterverfolgung des Politischen Abkommens von Ouagadougou, die fortgesetzten Bemü-
hungen würdigend und befürwortend, die die Afrikanische Union und die Wirtschaftsge-
meinschaft der westafrikanischen Staaten zur Förderung des Friedens und der Stabilität in 
Côte d’Ivoire unternehmen, und ihnen erneut seine volle Unterstützung bekundend, 

 betonend, dass der Rat einen rigorosen, strategischen Ansatz für Friedenssicherungs-
einsätze verfolgen muss, 

 in erneuter Bekräftigung seiner nachdrücklichen Verurteilung jedes Versuchs, den 
Friedensprozess gewaltsam zu destabilisieren, und seine Absicht bekundend, nach jedem 
derartigen Versuch unverzüglich die Situation auf der Grundlage eines Berichts des Gene-
ralsekretärs zu prüfen, 

 nach Kenntnisnahme der Schreiben des Generalsekretärs vom 29. Dezember 2009281 
und 15. Januar 2010282 an den Präsidenten des Sicherheitsrats und des Vorschlags der Prä-
sidenten Côte dzte1.34 231284, 

279 Siehe S/2006/829, Anlage. 
280 S/PRST/2007/8. 
281 S/2009/694. 
282 S/2010/42. 
283 Siehe S/2009/694, Anlage. 
284 S/2010/15. 
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 erneut besorgt feststellend, dass trotz der nachhaltigen Verbesserung der allgemeinen 
Menschenrechtslage nach wie vor in verschiedenen Teilen des Landes Fälle von Men-
schenrechtsverletzungen und Verstößen gegen das humanitäre Recht, einschließlich zahl-
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des Rechts auf Meinungsfreiheit und freie Meinungsäußerung, gewährleistet werden und 
dass die Hindernisse und Probleme beseitigt werden, die der Teilhabe und vollen Mitwir-
kung von Frauen am öffentlichen Leben im Wege stehen; 
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 15. ersucht die Operation der Vereinten Nationen in Côte d’Ivoire, im Rahmen ihrer 
vorhandenen Mittel und ihres bestehenden Mandats die Parteien bei der Durchführung der 
noch verbleibenden Aufgaben nach dem Politischen Abkommen von Ouagadougou und 
seinen Zusatzabkommen, insbesondere derjenigen Aufgaben, die für die Abhaltung offe-
ner, freier, fairer und transparenter Präsidentschaftswahlen unerlässlich sind, weiter in vol-
lem Umfang zu unterstützen, für die Unabhängige Wahlkommission technische und logis-
tische Unterstützung bei der Vorbereitung und Abhaltung der Wahlen in einem sicheren 
Umfeld bereitzustellen, das Entwaffnungs-, Demobilisierungs- und Wiedereingliederungs-
programm und die Entwaffnung und Auflösung der Milizen weiterhin zu unterstützen und 
weiterhin gemäß Ziffer 26 seiner Resolution 1880 (2009) zur Förderung und zum Schutz 
der Menschenrechte beizutragen, namentlich zum Schutz von Frauen und Kindern; 

 16. bekundet seine grundsätzliche Absicht, für einen begrenzten Zeitraum die Zahl 
des genehmigten Militärpersonals von derzeit 7.450 nach Bedarf auf bis zu 7.950 zu erhö-
hen, wenn das endgültige Wählerverzeichnis bekanntgemacht wird, und ersucht zu diesem 
Zweck den Generalsekretär, ihn über seine technische Analyse unterrichtet zu halten; 

 17. betont in dieser Hinsicht, dass er von den ivorischen Parteien volle Rechen-
schaft für die Einhaltung des Zeitplans für die Wahlen verlangen wird; 

 18. ersucht die Operation der Vereinten Nationen in Côte d’Ivoire, den Moderator 
und seinen Sonderbeauftragten in Abidjan bei der Durchführung der Moderationsarbeit 
weiter zu unterstützen, so auch indem sie dem Moderator bei Bedarf und auf sein Ersuchen 
hin bei der Wahrnehmung seiner Schiedsrolle gemäß Absatz 8.1 des Politischen Abkom-
mens von Ouagadougou und den Absätzen 8 und 9 des dritten Zusatzabkommens behilf-
lich ist; 

 19. ersucht den Generalsekretär, auch weiterhin die erforderlichen Maßnahmen zu 
ergreifen, um sicherzustellen, dass die Nulltoleranzpolitik der Vereinten Nationen gegen-
über sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch in der Operation der Vereinten Na-
tionen in Côte d’Ivoire uneingeschränkt beachtet wird, und den Rat unterrichtet zu halten, 
und fordert die truppenstellenden Länder nachdrücklich auf, angemessene Präventivmaß-
nahmen, darunter ein einsatzvorbereitendes Sensibilisierungstraining, sowie andere Maß-
nahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, dass das an derartigen Handlungen beteiligte 
Personal voll zur Rechenschaft gezogen wird; 

 20. beschließt, die den französischen Truppen erteilte Ermächtigung, innerhalb der 




